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2062/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Franz Leonhard Eßl, Clemens Stammler,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 18.11.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 18.11.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das Tierseuchengesetz 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Tierseuchengesetz, RGBl. Nr. 177/1909, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz, BGBl. I Nr. 104/2019, 
wird wie folgt geändert: 

 

 1. Nach § 25a Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:  

 „(4) Weiters kann der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz bei Gefahr 
der Einschleppung einer Tierseuche aus dem Ausland in 
den Wildtierbestand im Hinblick auf die Besonderheit der 
Seuche oder der epidemiologischen Situation folgende 
veterinärpolizeilichen Maßnahmen anordnen, wenn 
hierdurch der Einschleppung wirksam begegnet werden 
kann: 

(4) Weiters kann der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz bei 
Gefahr der Einschleppung einer Tierseuche aus dem 
Ausland in den Wildtierbestand im Hinblick auf die 
Besonderheit der Seuche oder der epidemiologischen 
Situation folgende veterinärpolizeilichen Maßnahmen 
anordnen, wenn hierdurch der Einschleppung 
wirksam begegnet werden kann: 

  1. das zeitlich befristete Verbot der Betretung von 
Wäldern und landwirtschaftlichen Flächen, 
ausgenommen die Betretung zur erforderlichen 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung dieser 
Flächen, 

 1. das zeitlich befristete Verbot der Betretung 
von Wäldern und landwirtschaftlichen 
Flächen, ausgenommen die Betretung zur 
erforderlichen ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung dieser Flächen, 

  2. die zeitlich befristete Errichtung von Zäunen oder 
anderen Barrieren auf öffentlichem Gut oder auf 
Grund vertraglicher Einigung mit betroffenen 
Grundeigentümern sowie 

 2. die zeitlich befristete Errichtung von Zäunen 
oder anderen Barrieren auf öffentlichem Gut 
oder auf Grund vertraglicher Einigung mit 
betroffenen Grundeigentümern sowie 

  3. die Erstellung eines Managementplans in 
Zusammenarbeit mit den Landesbehörden zur 
Reduktion der Dichte des jeweiligen 

 3. die Erstellung eines Managementplans in 
Zusammenarbeit mit den Landesbehörden zur 
Reduktion der Dichte des jeweiligen 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10010172
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 18.11.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 18.11.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Wildtierbestandes. Wildtierbestandes. 

 Die Kosten des erforderlichen Materials für Maßnahmen 
gemäß Z 2 sind in diesem Fall vom Bund zu tragen.“ 

Die Kosten des erforderlichen Materials für 
Maßnahmen gemäß Z 2 sind in diesem Fall vom Bund 
zu tragen. 

 

 2. § 26 wird folgender Satz angefügt:  

 „Insbesonders hat sie auch für die Überwachung der im 
Gemeindegebiet errichteten Einbauten gemäß § 25a 
Abs. 4 Z 2 Sorge zu tragen.“ 

 

§ 26. 

Verantwortlichkeit der Gemeindebehörde. 

Die Gemeindebehörde ist für die genaue 
Durchführung der für ihr Gebiet angeordneten örtlichen 
Maßregeln verantwortlich und hierin durch die politische 
Bezirksbehörde zu überwachen. 

 

 

§ 26. 

Verantwortlichkeit der Gemeindebehörde. 

Die Gemeindebehörde ist für die genaue 
Durchführung der für ihr Gebiet angeordneten örtlichen 
Maßregeln verantwortlich und hierin durch die politische 
Bezirksbehörde zu überwachen. Insbesonders hat sie 
auch für die Überwachung der im Gemeindegebiet 
errichteten Einbauten gemäß § 25a Abs. 4 Z 2 Sorge 
zu tragen. 

 

 3. Nach § 77 Abs. 16 wird folgender Abs. 17 eingefügt:  

 „(17) § 25a Abs. 4 und § 26 zweiter Satz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 tritt 
mit 1. Jänner 2022 in Kraft.“ 

(17) § 25a Abs. 4 und § 26 zweiter Satz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 tritt 
mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 
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